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A. Einleitung 

Das Schreiben einer Einleitung zu einer Arbeit über " faktische Eingriffe  in 
Freiheit und Eigentum" stellt den Verfasser  vor ein Dilemma: Verstünde sich 
von selbst, was unter einem "faktischen Eingriff  zu verstehen ist, hätte ein 
großer Teil dieser Arbeit nicht geschrieben werden müssen; ist die Bedeutung 
des Begriffes  aber nicht klar, so stünde am Anfang sinnvollerweise eine Er-
läuterung desselben - allein, der Umfang der Arbeit zeigt, daß eine solche weit 
über das in einer Einleitung zu Leistende hinausginge. Nicht nur geht es in 
dieser Arbeit um eine Lösung des Problems der "faktischen Eingriffe",  das 
Problem  selbst bedarf zuvor einer genauen Definition. "Eingriffe  in Freiheit 
und Eigentum" sind seit langem geläufig1 und besitzen eine in ihrem Kern si-
chere Bedeutung: wenn der Staat dem Bürger ein Handeln ge- oder verbietet 
oder ihm durch Enteignimg sein Eigentum entzieht, so greift er nach jedem 
denkbaren Verständnis in die Freiheit oder das Eigentum des Betroffenen  ein. 
Die "faktischen Eingriffe"  hingegen umfassen geradezu die weniger eindeuti-
gen Konstellationen, in denen der Staat eben nicht Befehle als unzweifelhafte 
Äußerungen hoheitlicher Macht erteilt, sondern sich wesentlich subtilerer -
wenngleich nicht notwendig weniger effektiver  - Methoden bedient. 

Die Vielzahl staatlicher Einwirkungsmöglichkeiten auf den einzelnen spie-
gelt die Komplexität des Lebens in der modernen Gesellschaft wider. Diese 
hat den Menschen nie gekannte Entfaltungsmöglichkeiten eröffnet  und ihnen 
hierdurch neue Freiheiten erschlossen. Notwendiges Korrelat jeder Freiheits-
erweiterung ist indessen die Vervielfachung der Gefahren für diese so erwei-
terte Freiheit, denn je mehr man besitzt, desto mehr kann einem genommen 
werden. Hinzu kommt, daß zusätzliche Entfaltungschancen neue Konflikte 
unter den Bürgern heraufbeschwören und so die Ordnungsmacht des Staates 
fordern;  in der Wahrnehmung dieser Ordnungsaufgaben liegen wiederum Ge-
fahren für die individuelle Freiheit begründet. Schließlich birgt nicht nur die 
Freiheitserweiterung selbst ihre Risiken in sich; allein die technologische und 
organisatorische Entwicklung stellt dem Staat fortwährend neue Handlungs-
möglichkeiten zur Verfügung, deren Umsetzung beschwerend auf Freiheit und 
Eigentum der Bürger zurückwirken kann. 

1 Vgl. hierzu Jesch,  Gesetz und Verwaltung, S. 117 ff.,  auch mit Nachweisen, daß die 
"Freiheit und EigentunT-Formel im Sinne einer "ganzheitlichen Bezeichnung der persönlichen 
und sachlichen Freiheitssphäre des Bürgers" zu verstehen ist (S. 132). 
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Schon die in Teil B dieser Arbeit aufgenommenen Fallbeispiele illustrieren 
die unüberschaubare Vielfalt von Situationen, in denen sich Bürger in der 
Wahrnehmung ihrer Freiheit oder im Genuß ihres Eigentums beeinträchtigt 
fühlen; sie geben zugleich einen Eindruck von der eminenten Bedeutung des 
mit dem Stichwort des "(faktischen) Eingriffs"  angesprochenen Problemkrei-
ses. Die Grundrechte sind nicht nur für das gesamte Staatsverständnis des 
Grundgesetzes konstitutiv, bilden seine oberste Leitidee und eine Schranke für 
jedes staatliche Handeln. Sie beherrschen zunehmend das Bewußtsein der Bür-
ger unseres Staates und werden immer bereitwilliger insbesondere im gericht-
lichen Klagewege allen ungenehmen staatlichen Entscheidungen und Maß-
nahmen entgegengehalten. Der einzelne ist immer weniger gewillt, erlittene 
Nachteile und Interesseneinbußen als Unglück oder Schicksal hinzunehmen, 
sondern betrachtet sie als Unrecht, für das jemand, und das heißt zunehmend: 
der Staat, einzustehen habe. Während es zwar dem einfachen Gesetzgeber un-
benommen ist, dem einzelnen auf einfachgesetzlicher Ebene die rechtliche 
Möglichkeit und Macht zur Durchsetzung seiner Interessen zu verleihen, so 
sind doch bei Abwesenheit solch einfachgesetzlich eingeräumter subjektiver 
Rechte die Grundrechte der einzige Ansatzpunkt, dieses Ziel zu verfolgen und 
den Staat in Verantwortung zu nehmen. Der Begriff  des "Eingriffs"  nimmt 
hier eine erste Trennung von Streu und Weizen vor: ohne Eingriff  in seine 
Rechte vermag kein Bürger den Staat in seine Schranken zu verweisen; er mag 
die fragliche Maßnahme politisch bekämpfen, doch rechtlich hat er sie dann 
hinzunehmen. Der "Eingriff"  grenzt in diesem Sinne die Sphäre des vom Bür-
ger einer Rechtskontrolle zuführbaren von der des nur objektivrechtlich ge-
bundenen oder gar rein politischen staatlichen Handelns ab. 

Die Untersuchung beginnt mit einer Bestandsaufnahme und Darstellung von 
Rechtsprechung und Literatur zu dem interessierenden Themenkreis. Damit 
soll nicht nur den Anforderungen an die Vollständigkeit einer Arbeit genügt 
werden, sondern, wie schon erwähnt, auch ein erster - intuitiver - Zugang zu 
dem Problemkreis des "faktischen Eingriffs"  erschlossen werden. Es wird 
nicht verkannt, daß die Positionierung dieses Überblicks am Anfang der Ar-
beit, insofern ja der Begriff  des "faktischen Eingriffs"  nicht selbsterläuternd 
und damit das Themenfeld nicht eindeutig abgesteckt ist, das theoretische Be-
denken provozieren könnte, inwieweit es möglich ist, Beispiele für ein noch 
nicht präzise definiertes Problem anzugeben. Indessen müßte auch das gliede-
rungsmäßige Vorziehen der eigenen Problemdefinition Schwierigkeiten mit 
sich bringen: Eine theoretische Problembeschreibung genügt nur dann prakti-
schen Anforderungen,  wenn sie die tatsächlich entstehenden und diskutierten 
Probleme erfaßt; wenn dann lediglich Beispiele angeführt werden, die der ei-
genen Definition unterfallen, ließe sich leicht mutmaßen, die Beispiele seien 
definitionsgerecht gefiltert worden. Es kann aber nicht darum gehen, Beispiele 
als Beleg für die Tauglichkeit des eigenen Lösungsansatzes zu finden, sondern 
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umgekehrt muß sich dieser Ansatz an den in der (gerichtlichen) Praxis auftau-
chenden Fragestellungen messen lassen. Die Fallbeispiele an den Anfang zu 
stellen, entspricht im übrigen auch der tatsächlichen Entstehungsweise dieser 
Arbeit, an deren Beginn die Frage stand, welche Konstellationen nicht ein-
deutiger Eingriffe  in Freiheit und Eigentum Rechtsprechung und Literatur -
bei allen terminologischen und dogmatischen Unklarheiten im Detail - be-
schäftigt haben und diskutiert werden. Im Rahmen dieser Bestandsaufnahme 
wurde die vorgefundene Terminologie durchweg beibehalten, da die Einfüh-
rung einer eigenen Begrifflichkeit  einerseits bereits eine Verfälschung darge-
stellt, andererseits aber auch eine Vielzahl bestehender Unklarheiten fälschlich 
geglättet hätte. 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme in Teil B wird ein solches Ausmaß an 
Unklarheit in Rechtsprechung und Literatur offenbar  werden, daß jeder Ver-
such der Entwicklung eines Eingriffsbegriffes  von vornherein aussichtslos er-
scheinen muß, sofern er nicht ganz grundsätzlich angelegt ist. Da "faktische 
Eingriffe"  in Freiheit und Eigentum einen Ausschnitt aus dem Gesamtkomplex 
der "Eingriffe"  darstellen, werden in den Teilen C und D zunächst Funktion 
und Struktur der "Eingriffe"  im Gesamtsystem der Grundrechte analysiert so-
wie eine detaillierte Untersuchung einzelner Elemente des Eingriffs  angestellt. 
In Teil E ist sodann die Definition des "faktischen Eingriffs"  und seine Unter-
suchung auf etwaige Besonderheiten möglich, während in Teil F die Auswei-
tung des Eingriffsbegriffes  auf komplexere Sachverhaltskonstellationen unter-
nommen wird. Teil G mit seiner gedrängten Betrachtung grundrechtlicher Lei-
stungsansprüche dient erstens der Vervollständigung des Systems der Grund-
rechte, in welches der Eingriffsbegriff  einzuordnen ist, bildet vor allem aber 
eine Hinleitung auf den abschließenden Teil H, welcher sich mit der Recht-
fertigimg faktischer Eingriffe  in Freiheit und Eigentum zu befassen hat: Das 
bloße Vorliegen eines Eingriffs  zieht nämlich keine praktischen Folgen nach 
sich, sofern der Staat zur Vornahme des Eingriffs  grundgesetzlich berechtigt 
ist. 

Die Anlage dieser Arbeit mußte notwendigerweise ziemlich umfassend ge-
raten. Denn die Tragweite der Bestimmung "faktischer Eingriffe"  für das ge-
samte Wirken des Staates erzwingt die Berücksichtigung der Auswirkungen 
des Eingriffsbegriffes  auf das gesamte System. Kein Rechtsbegriff  darf isoliert 
von dem System gesehen werden, in das er eingebettet ist, und wenn man sich 
auch oft über die Wertungen streiten mag, die einzelnen Begriffsbestimmun-
gen zugrundeliegen - jedenfalls muß das System widerspruchsfrei  sein und zu 
in sich konsistenten praktikablen Ergebnissen führen. Ohne daher einen ohne-
hin unerfüllbaren Anspruch auf Vollständigkeit bei der Behandlung von Vor-
fragen und Folgeproblemen zu erheben, geht es doch immerhin darum, aufzu-
zeigen, daß sich der hier entwickelte Eingriffsbegriff  sinnvoll in ein allgemei-


